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Scheinkampf um den Wehrdienst

Die Rechtsaußenoption

Koalition weiter uneins bei Wehrpflicht. Pistorius will an flächendeckender Erfassung 
festhalten. Berichte über Streit in der SPD-Fraktion. Von Philip Tassev

Union: Rufe nach »konditionierter Gesprächsbereitschaft« gegenüber AfD

Das hat sich Boris Pistorius si-
cherlich anders vorgestellt. 
Ausgerechnet sein »Wehr-

dienstmodernisierungsgesetz« ist zu 
dem aktuellen Streitthema der Regie-
rungskoalition geworden. Eine geplante 
gemeinsame Pressekonferenz dazu war 
am Dienstag abend überraschend ab-
gesagt worden. Aber auch innerhalb der 
SPD soll es zu Krach gekommen sein: 
Verteidigungsminister Pistorius soll 
Bild zufolge bei der Fraktionssitzung 
am Dienstag nachmittag einen »Wutan-
fall« gehabt haben, gerichtet gegen die 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Siemtje Möller.

Die hatte zuvor mit der Union ein 
Losverfahren für die Musterung ausge-
handelt. Aufbauend auf dem Fragebo-
genmodell von Pistorius sieht es vor, 
junge Männer per Los zur Musterung 

einzubestellen, wenn sich nicht genug 
Freiwillige melden. Der Eintritt in die 
Streitkräfte soll aber freiwillig bleiben. 
Der Verteidigungsminister will alle 
Männer eines Jahrgangs mustern lassen. 
Sein Gesetzentwurf sieht vor, ab 1. Juli 
2027 jährlich rund 300.000 junge Män-
ner zu erfassen, um »im Ernstfall« zu 
wissen, wen er in den Krieg schicken 
kann.

Am Mittwoch bemühte sich Pistorius 
dann um Schadensbegrenzung: Ja, er 
habe bei der Fraktionssitzung am Diens-
tag »erhebliche Bedenken« geäußert, 
sagte er nach einer Sitzung des Verteidi-
gungsausschusses. Und »ja, ich habe von 
einem faulen Kompromiss gesprochen«. 
Das sei aber »alles weit weniger drama-
tisch, als es gerade gemacht wird«. Es 
sei bei inhaltlichen Auseinandersetzun-
gen oder Verfahrensfragen »doch völlig 

normal«, wenn es »mal rumpelt«. Der 
Streit um das Dienstmodell habe kei-
ne Auswirkungen auf den Zeitplan und 
»die Stimmung« in der Koalition. Das 
»gute Arbeitsklima« in der Regierung 
bestehe weiter und auch das Ziel, »dass 
das Gesetz zum 1. Januar in Kraft tritt«, 
bleibe. »Von daher ist bislang überhaupt 
kein Schaden eingetreten.« Man habe 
lediglich eine Woche Zeit verloren und 
werde jetzt »ganz normal« das Gesetz 
beraten. Ursprünglich sollte der Gesetz-
entwurf vergangene Woche im Bundes-
tag beraten werden, der Tagesordnungs-
punkt wurde dann aber auf diesen Don-
nerstag verschoben.

Daran will die Koalition bislang fest-
halten. »Wir wollen unbedingt in dieser 
Woche in die erste Lesung«, sagte CDU-
Generalsekretär Carsten Linnemann 
in der ZDF-Sendung »Markus Lanz«. 

Auch Unionsfraktionschef Jens Spahn 
bestätigte das am Mittwoch gegenüber 
dpa. »Wir werden den Entwurf diese 
Woche im Deutschen Bundestag ein-
bringen und weiter verhandeln.«

Dabei bestehen in dieser Frage zwi-
schen SPD und Union gar keine prinzi-
piellen Unterschiede. Beide wollen die 
Bundeswehr im großen Stil aufrüsten 
und personell aufstocken und stellen 
dafür gemeinsam in den nächsten Jah-
ren Hunderte Milliarden Euro bereit. 
Nur bei der Frage nach dem Weg zum 
Aufbau der »stärksten Armee Europas« 
gibt es Unstimmigkeiten. Das Wehr-
dienstmodell, das der Verteidigungs-
minister im Sommer vorgestellt hat-
te, sieht vor, es erst einmal mit Frei-
willigen zu versuchen – einerseits aus 
Rücksicht auf die öffentliche Meinung, 
insbesondere in der Jugend, anderer-
seits aus ganz einfachen materiellen 
Gründen. Sowohl Pistorius als auch der 
Generalinspekteur der Bundeswehr ha-
ben mehrfach darauf hingewiesen, dass 
für eine flächendeckende Wiederein-
führung der Dienstpflicht die Kaser-
nen und Ausbilder fehlen, zudem die 
zur Wehrerfassung nötige Infrastruktur 
nicht mehr vorhanden ist und erst wie-
der aufgebaut werden muss.

Politiker von CDU und CSU haben 
in der Vergangenheit auf eine raschere 
Rückkehr zur Wehrpflicht gedrängt und 
auch ein »gesellschaftliches Pflicht-
jahr« für Männer und Frauen ins Ge-
spräch gebracht. Aber offenbar hat 
inzwischen selbst CSU-Chef Markus 
Söder begriffen, dass die Bundeswehr 
in ihrem jetzigen Zustand gar nicht 
in der Lage ist, Hunderttausende von 
Rekruten zu absorbieren. »Ich glaube, 
dass es wichtig ist, mit Freiwilligkeit 
zu beginnen, aber irgendwann braucht 
es auch Pflichtelemente, vielleicht we-
niger durch Losverfahren, vielleicht 
durch andere Entwicklungen«, sagte er 
am Mittwoch beim Besuch einer Kaser-
ne bei Nürnberg.

In der Union wird zunehmend of-
fen über ein Ende der strikten Ab-
grenzung von der AfD auf Bun-

des- und Länderebene diskutiert. Im 
Magazin Stern plädierten am Mittwoch 
drei ehemals einflussreiche Akteure für 
einen anderen Umgang mit der AfD: 
der frühere CDU-Generalsekretär Peter 
Tauber, der ehemalige Bundesverteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) und der einstige Vorsitzen-
de der CDU-Grundwertekommission 
Andreas Rödder. Offensichtlich ist die-
ser Vorstoß von »Ehemaligen« ohne 

Ämter als Türöffner angelegt, um an-
deren Parteifreunden, denen es darum 
geht, die Optionen für eine parlamen-
tarische Zusammenarbeit nach rechts 
zu erweitern, die Möglichkeit zu geben, 
gefahrlos aus der Deckung zu kommen.

Tauber, Generalsekretär in der Hoch-
phase der Merkel-Ära zwischen 2013 
und 2018, sagte dem Magazin, die 
»derzeitige Stigmatisierung« helfe der 
AfD. Die Union solle deshalb »über 
eine neue Politik der roten Linien nach-
denken, die es dann aber auch erlaubt, 
Beschlüsse zu fassen«, denen die AfD 

zustimmen könne, ohne dass gleich 
»die Nazikeule geschwungen wird«. 
Es drohe sonst eine »parlamentarische 
Blockade«. Rödder erklärte, die Union 
müsse der AfD »das eigene Spiel« auf-
zwingen und ihr eine »konditionierte 
Gesprächsbereitschaft« signalisieren. 
Wenn die AfD rote Linien einhalte und 
sich klar »von rechtsextremen Positio-
nen und Figuren abgrenzt«, sei es den 
Versuch wert, »das Gespräch zu suchen 
und eine harte Auseinandersetzung in 
der Sache zu führen«.

Guttenberg sagte, »Entzauberung« 
gelinge »nicht durch Boykott«. Mit 
Blick auf die Landtagswahlen in Sach-
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpom-
mern 2026, bei denen die AfD jeweils 
deutlich stärkste Partei werden könnte, 
empfahl er der CDU, sich über Minder-
heitsregierungen Gedanken zu machen.

Kürzlich erst hatte Unionsfraktions-
chef Jens Spahn gegenüber der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung geklagt: 
»Deutschland wählt seit zehn Jahren in 
Mehrheit Mitte-rechts, wird dann aber 
von Mitte-links-Regierungen regiert.« 
Im Stern heißt es dazu, Spahn stehe bei 
einigen in der CDU-Spitze unter Ver-

dacht, solche Mehrheiten einmal selbst 
anführen zu wollen. Spahn habe sich 
jüngst persönlich dafür eingesetzt, den 
»Thinktank« von Rödder aus Bundes-
mitteln zu fördern, was im Kanzler-
amt »irritiert« zur Kenntnis genommen 
worden sei. Der Stern will auch ver-
nommen haben, dass in den »Salons de-
rer von und zu« »neuerdings« die Frage 
zu hören sei, warum man die AfD nicht 
einmal zeigen lasse, was sie könne.

Der schleswig-holsteinische CDU-
Ministerpräsident Daniel Günther wi-
dersprach derweil dem Trio im Stern: 
»Wir haben eine klare Haltung gegen-
über der AfD, an der wird sich nichts 
ändern.« Auch die stellvertretende 
CDU-Bundesvorsitzende Karin Prien 
wandte sich gegen den Vorstoß. Die 
CSU-Spitze, die in Bayern unter dem 
Druck steigender Umfragewerte für die 
AfD steht, wies die Forderungen eben-
falls zurück. »Die CSU schließt jede 
Kooperation mit der AfD aus«, sagte 
Generalsekretär Martin Huber gegen-
über dpa. Eine solche Kooperation 
»würde Deutschland schaden und die 
Union zerstören«.

 Kristian Stemmler

Nord Stream 2: 
Zertifizierung möglich
Berlin. Das Bundeswirtschafts-
ministerium hält offenbar 
eine Weiterführung des Zerti-
fizierungsverfahrens für das 
Pipelineprojekt Nord Stream 2 
für prinzipiell möglich. »Grund-
sätzlich kann eine Wiederauf-
nahme des ruhenden Verfahrens 
aus Sicht des Bundeswirt-
schaftsministeriums mittelfris-
tig nicht ausgeschlossen wer-
den«, heißt es demnach in einer 
Antwort des Ministeriums an 
die Deutsche Umwelthilfe, aus 
der am Mittwoch der Tagesspie-
gel zitierte. Eine Zertifizierung 
ist die rechtliche Voraussetzung 
für eine Inbetriebnahme. Das 
Zertifizierungsverfahren war am 
16. November 2021 vorläufig 
ausgesetzt worden. Die EU hat 
in ihrem 18. Sanktionspaket 
gegen Russland am 18. Juli 
2025 ein vollständiges »Trans-
aktionsverbot« für Nord Stream 
2 verhängt, um eine künftige 
Nutzung auszuschließen. 
 (AFP/jW)

Junge Ukrainer:  
Anträge verzehnfacht
Berlin. Die Zahl in Deutsch-
land schutzsuchender junger 
ukrainischer Männer hat 
sich verzehnfacht, seit Kiew 
dieser Gruppe im August die 
Ausreise erlaubt hat. »Die 
Aufhebung des Ausreisever-
bots hat in Deutschland für 
die Gruppe von ukrainischen 
Männern zwischen 18 und 22 
Jahren zu einer Zunahme von 
Schutzgesuchen nach Para-
graph 24 Aufenthaltsgesetz 
von etwa 100 pro Woche vor 
Inkrafttreten der Regelung auf 
derzeit circa 1.000 pro Woche 
geführt«, sagte ein Sprecher 
des Bundesinnenministeriums 
am Mittwoch. 
 (dpa/jW)

Auch auf der Computerspielemesse »Gamescom« wirbt die Bundeswehr regelmäßig um neue Rekruten (Köln, 21.8.2025)
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Zitat des Tages

Barbara Massing, seit dem 
1. Oktober Intendantin der 

Deutschen Welle, am Mittwoch 
in einem dpa-Interview über 
das Selbstverständnis des 

deutschen Auslandssenders

Im Informations-
krieg, in dem wir 

uns derzeit befinden, 
spielt die Deutsche 
Welle eine wesent-
liche Rolle, etwa in 

der Berichterstattung 
über den russischen 
Angriffskrieg auf die 

Ukraine.
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Min dest loh nrich tlin ie ju rist isch 

f ür n ich t ig zu er klä ren

US A un d Armen ien   

un ter zeich n en Ab kommen

Wa sh i ng to n, D.C . Die  USA und Arme-

nien haben am Dienstag abend ein 

umfassendes »Sicherheitsabkom-

men« unterzeichnet. Nach einem 

gemeins amen Mil itärmanöver  i m 

vergangenen Sommer  in Ar menien 

sei e in »Kommitee  für str ategische 

Partnerschaft« ins Leben gerufen 

worden, das die  Bez iehungen in 

den Ber eichen »Verte idigung, W irt-

schaft und Demokratie« stärken 

sollte, e rklä rte  der  s che idende  US -

Außenminist er  Antony Blinken. 

Armenien und die  Vereinigten 

Staaten s eien »zunehmend s tar ke 

Partner«, das  L and werde sich auch 

der  Koalition gegen di e Dschiha -

distenmili z »Islami scher Staa t« 

anschl ießen. Das  nun geschlossene 

Abkommen besiegelt di e Abkehr 

Armeniens  von s einer l angjähri gen 

traditionellen Schutzmacht  R us s -

land. In der  ver gangenen Woche  

ha tt e die  Regie rung auch e in Gesetz  

f ür einen EU-B eitr itt ins Parlam ent 

Bi de n kündig t Strei chung der  Inselre publi k von »Terrorliste« an.  Havanna begrüßt den 
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Wettlauf na ch Kiew

Brit ische r Pre mier  schl ießt Ver trag 

übe r »100jähr ige Partne rsch aft« 

mit Ukrain e 

Absch ie d vo n Algerien

Fr an kreic hs Staa tsch ef E mma nue l 

Macr on a rb eit et  sich  plöt zlich  an  

de r fr ühe ren Ko lo nie  a b 

Google g oes Du mmerstor f

In n ord de uts cher  Pr ovinz s oll E uro pas 

»KI-Hau ptstad t« en ts teh en. 

US-Techg igan ten  inte re ssie rt

Absch ie d vo n der  Büh ne

Die Ostber liner  Band  Pankow  bef in-

d et  sic h na ch 44 Jah ren a uf  

ihrer  letz ten  Kon zert to ur

M
indes tens  70 Mens chen 

sind seit der Ankündigung 

eines  Waffens till stands  im 

Gazastr ei fen, der am Sonntag in Kraf t 

treten s oll, bei  is raeli schen M as sa-

kern getötet wor den. Mehr als  200  

wurden zudem s eit B ekanntwerden 

des Abkommens  am Mit twoch abend 

verletzt, so der Zivilschutz im Gaza-

s treifen. Unt er  den Getöteten waren 

mindestens 19 Kinder und 24 Fr au-

en. Zum Ziel is raelis cher Bombarde-

ments  wurden unter  anderem die Al -

Saitun- Schule im Norden der Küsten-

enklave, in der  vertriebene Paläs tinen-

ser unter gebracht waren, und ein Haus 

in der  Nähe des I ngenieurs syndikat s 

wes tlich von Gaza-Stadt.

Derweil  ver sucht  die Regierung 

Netanjahu offenbar , die Eini gung zu 

torpedieren. Di e Hamas  breche »Teile 

der Vereinbar ung, die mit den Ver -

mittlern und Is rael  get roffen wurde, 

um Z uges tändniss e in letzter Minute 

zu erpress en«, s o das Bür o des M ini s-

terpr äsidenten. Ei ne für Donner stag 

vor mittag gepl ante Sitzung des Ka-

binetts  wurde vers choben, »bi s die 

Ver mittler  Is rael darüber in Kenntnis  

gesetzt  haben, dass die Hamas  alle  

El emente der Ver einbarung akzeptier t 

hat« . Das Hamas -Politbüromit glied 

Is at Al-R ischk betonte allerdings , 

man s ei den Bedingungen des Waf fen-

s till stands  »verpf lichtet«. Außer dem 

hieß es  von palästinensis cher Seite, 

I sr ael weigere s ich, eine Kar te für  sei-

nen Abzug vorzulegen.

Das von den Vermittlern Katar und 

USA am  Mittwoch vorgestellte Ab-

komm en is t in drei Phas en unterteilt: 

In der er sten sechs wöchigen Ph ase 

sollen 33 is raelis che Geis eln, insbe-

sonder e Frauen, Ki nder, ältere Men-

schen, Zivilis ten und Verwundete, 

fr eigelass en wer den. Insgesamt befi n-

den s ich noch 98 Geiseln im Gaza-

s treif en. Im Gegenzug wer de Is rael 

Hunderte palästi nensi sche Gef ange-

ne, nach Angaben der  Ham as  s ogar 

etwa taus end, aus s einen Gefäng-

nis sen entl as sen. Nach Angaben des 

noch amtierenden US-P räs identen 

Jos eph Biden umfass t Phas e eins auch 

»einen volls tändigen Waffenstil lstand 

und den Rückzug d er i sr aelis chen 

Streit kräft e aus al len besiedelten Ge-

bieten d es Gazast reif ens «. Zudem 

solle die humanitäre Hilf e erhöht wer-

den. All er dings  dürfen s ich is rael is che 

Soldaten gemäß dem Abkommen wei-

ter hin bis  zu 800 Meter tief inner halb 

der Küstenenklave aufhal ten und da-

mit faktisch ei ne Pufferzone aufrecht -

er halten.

Details zu den Phas en zwei und 

drei werden den katari schen Verhand-

lern zufo lge ers t noch aus gehandel t. 

Laut  Biden s ollen dann alle  Geiseln 

fr eigelas s en und alle S oldaten abge-

zogen werden. Aus  dem vorläu figen 

solle ei n dauer hafter  Waff ens tillstand 

werden, schließl ich sollten auch die 

Leichen der getöt eten Geiseln ihren 

Familien  übergeben und der W ieder-

aufbau des Gazastreifens eingeleitet 

werden. Unei nigkeit her rs cht über die 

F rage, wer das Gebiet i n Z ukunf t re-

gieren soll.

Der tats ächliche Grund für  das i s-

r aelis che Z öger n, dem Abko mmen 

zuzusti mmen, dür ft en die beiden ex-

trem rechten M inister Bezalel Smo-

trich ( Fi nanzen) und Itamar  Ben-Gvir  

(Sicherheit) sein. Beide haben s ich 

gegen den Deal aus ges proch en und 

damit gedroht, die Regierung plat zen 

zu lass en. Smotri ch und einige Mi t-

glieder  seiner  Part ei forderten l aut Je-

diot Ahar onot von Netanjahu Gar an-

tien, das s der Krieg nach Ablauf  von 

P has e eins bis  zur Vernichtung der  

Hamas wiederaufgenom men werde. 

I ns besondere Smotrich ist Ver fechter  

ein es »Großisr ael «, das  neben dem 

Gazastr eifen und dem Westjor dan-

land auch Teile Jor daniens, Syr iens , 

des Libanon, d es Irak, Ägyptens  und 

Saudi-Ar abiens  umf as sen s oll.

Siehe Seiten 7 und 8

Jugend ohne Geld
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Bu lgar ien : Pa rla ment 

b estätigt Koal itio n

S of ia . Nach über  dre i J ahren poli-

tis cher  Kris e hat  das Par lament in 

Bul garien am Donnerstag di e neue 

Regierungskoal ition bes tä tigt. Nach 

den Worten des neuen Minist er-

präs identen R os sen J eliaskow s ind 

die Pr iorit äten der Regierung ein 

aus geglichener Haushalt, aber »vor 

allem der erfol greiche Abschlus s 

der Bemühungen zum E intr itt in 

die Eur o-Zone«. 2021 hatten Anti-

korruptions protes te die damalige R e-

gi erung von B ojko Boriss ow zu Fall 

gebracht. Seither f anden sieben Par-

laments wahlen s tatt. Bei der let zten 

im Oktober  2024 gewann die konser -

vative GERB -Par tei von Boris sow 

mit 25 Prozent der  Stimmen, e ine 

eigene M ehrheit fehlte  ihr aber  er-

neut. Nach schwierigen Verhandlun-

gen bildete die GE RB eine Koalition 

mit der sozialis tischen B SP und der 

populis tischen »Antisystempartei« 

I TN, unters tützt von e iner türkischen 

Minder heitenpartei.  
(AF P/jW )

Vo r Mag deb ur ge r Ans chla g: 

110 Vorg äng e zum T äte r

Be rlin . Knapp vier  Wochen nach dem 

Anschlag von Magdeburg wird im-

mer  deutlicher, dass  deuts che S icher -

heitsbehör den über Jahre hinweg 

mit dem späteren Attentäter  befass t 

war en. Auf 16 Sei ten lis tet eine auf  

den 13. J anuar datier te und a ls Ver-

schluss sache eingestuf te Chronol o-

gie, die dpa am Donnerstag vorlag, 

insges amt 110 Vorf älle auf. Der 

Bericht stammt aus dem Bundes -

innenminis teri um. Er  zeigt, dass  die  

Zahl der Behör denvorgänge r und um 

den aus Saudi-Arabien s tammenden 

Taleb A. vor  dess en Anschlag auf 

den W eihnachtsmarkt  deutlich höher 

lag als bislang bekannt . Bundes in-

nenminis terin Nancy Faes er (SPD)  

informierte am Donners tag erneut 

hi nt er ver schloss enen Tür en den In-

nenaus schus s des  Bundestages  über 

die E rmit tlungen. Zugegen waren da-

bei wieder BND- Chef  Bruno Kahl, 

Sinan Selen, der Vizepräsident des  

Bundes amtes für Verfas sungsschutz , 

und BKA- Präsident Holger Münch. 

 

(dp a/jW )

Von Is rael ausgebombt und ausgehungert : I m Gazas treifen ste ht  kaum mehr ein Stein auf dem anderen ( Khan J un is , 1 6.1.20 25)
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Hohe Armutsq uo te bei den unter 25jähri gen. Immer mehr junge Menschen  wohnungslos

D
ie Armut wächst, und junge 

M enschen s ind s tark davon 

betr offen. Die B undesarbeits -

gemeinschaf t Kat holis che J ugend-

sozialar beit  (B AG KJ S) hat auf der  

Bas is  des M ikrozensus Daten dazu 

ausgewertet: Danach war 2023 rund 

ein Viertel aller 18 bis  24j ähr igen ar-

muts gefährdet.

Laut dem »Monitor  Jugendarmut in 

Deutschland« der  BAG KJS lag die 

Quote der Armutsgefähr dung bei den 

unter 18jährigen im vorver gangenen 

J ahr bei etwa 21 Prozent. Der Wert gibt 

den Ant eil der Menschen an, der über  

weniger als sechzig Prozent des  mittle-

ren E inkommens  verfügt. 2023 lag die-

s er Schwellenwert nach Angaben des 

Statistis chen B undes am tes bei 1.310 

E uro m onatlich. Insgesamt  war en in 

dem Jahr an die zwölf  M illionen Men-

s chen ar muts gef ährdet. Gr oße Sorgen 

bereitet vielen J ugendlichen die Miet-

pr ei sentwicklung, ber ichtet die BAG 

KJS mit Verweis  auf  die »Trends tudie 

Jugend in Deutschland 20 24«. Dort 

hatten 54 Prozent der Befragten ange-

geben, dass  ihnen die hohen Kosten für 

Wohnraum Angs t machen. 2023 gal t 

jeder zwei te Aus zubildende als über-

las tet durch die Miet e. Bei Studieren-

den waren es  zwei Drit tel, die mehr 

als  vierzig Prozent ihres Einkommens 

für  Wohnkos ten auf wenden muss ten. 

Diese Entwicklung tr ei bt immer mehr  

junge Mens chen in die Wohnungslo-

s igkeit. Im vergangenen J ahr waren 

vierzig Prozent der in Einri chtungen 

untergebrachten wohnungslosen Men-

s chen jünger als  25 J ahre.

M aterielle Armut bedeutet weite-

re Nachteile in vers chiedenen gesell -

schaftlichen Bereichen, stellt die B AG 

KJS in ihrem M onitor fes t. So hätten 

Kinder  aus ei nkommenss chwachen 

Verhältnis sen »im deutschen Bildungs-

system von Anfang an schlechtere Kar-

ten – mit lebens langen Folgen«. Im 

weiter en Verlauf  des Lebens  stießen 

diese Mens chen nicht nur immer  wie-

der an fi nanzielle Grenzen, sonder n 

auch an Barrieren bei der B eantragung 

von Hilfeleis tungen oder den Vers u-

chen, am sozialen Leben teilzuhaben. 

Wer über wenig Geld verfügt und stän-

dig aus gegrenzt wird, sei zudem von 

kör perlichen und ps ychischen Belas-

tungen betroffen, s o die Organisation.
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Feuerpause 

unter Feuer

Gazakrieg geht  trotz 

angekündigter Waffenr uhe 

weiter. Israels Ultrarechte 

droht mi t Ende der 

Regierungskoalit ion.   

Vo n Wieb ke  Die hl
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Flieg end e Kill er

Töten durc h VR -B rille: N euere Ent-

w icklun gen in der D roh nentechno-

logie haben den Krieg in der Ukraine 

f undamental verändert .  

Von Lars Lange
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S ol i da ri tä t jetz t: 3. 000 Ab os für  di e Pr ess efr e ih ei t! Si eh e Se ite  6

erlaubt, von Havanna Entschädigungen 

zu verlangen und gegen vermeintli che 
aufnahme Kubas  auf die »Terrorliste« 

stellt e eine  der le tz ten Amtshandlungen 

vie len von ihnen um Per sonen handele , 

die  im R ahmen der Proteste 2021 inhaf

tier t worden waren.

US-Dollar. Kuba befindet sich heute 

in einer  der schwers ten Kr isen sei t 

dem Sieg der  Revolution.

Deutsche Wirtschaft in der Dauerkrise

 

Das Bruttoinlandsprod ukt s inkt  2024 um 0,2 Prozent. K apitalverbände fordern Reformen

D
ie deutsche Volkswir tschaf t 

steckt weiter  knieti ef  in der 

Kr is e. Die Wirtschaft sleis-

tung s chrumpfte 2024 das  zweite 

Jahr  in  Fol ge. Das B ruttoinlands-

produk t ( BIP ) sank nach akt uellen 

Schätzungen des Statist ischen Bun-

des amts um 0,2 Prozent gegenüber 

dem  Vor jahr. Schon 2023 war das  

B IP zurückgegangen. »Die Schwä-

che der deutschen Wirtschaft ist 

chronis ch geword en«, befand Ifo-

P räsident C lemens  Fuest. Z unahme 

der In solvenzen, Indus trief laut e, 

Aut okr is e, ges trichene Jobs . Die 

schlech ten Nachri cht en häuf en sich. 

Di e B undes bank rechnet für  2025 

nur mi t ei nem Mi nimal wachs tum 

von 0,2 Prozent.

Im  vergangenen Jahr  macht e sich 

die Kr ise vor all em  in der deutschen 

I ndustr ie bemer kbar. Dor t schr ump f-

te d ie Bru ttowertschöpfung um 3,0 

Prozent. Schlüs s elbranchen wie der 

Mas chinen- und Autobau produzier -

ten deutlich weniger , auch in der 

Chemie- und Metal lindus tr ie blieb 

die Fert igung auf  niedr igem Niveau. 

Die I nvest itionen in Aus rüs tungen 

wie M aschinen, Geräte und Fahr-

zeuge sanken kräft ig, das  Baugewer-

be li tt unter der Wohnungsbaukrise.

Der Außenhandel s chwächelte 

ebenfall s. Die Exporte von War en 

und Diens tl eis tungen, ins bes on-

der e von Maschinen und Autos , 

schrumpf ten laut Statis tik um 

0,8 Prozent. F ür  das Jahr 20 25 s ei 

allenfalls  mi t einer Stagnation zu 

rechnen, schätzte DIHK-Außen-

wirt schaf tschef Volker  Tr eier. Mit  

Donald Trump drohten zud em Han-

delskonfl ikte. Kein ander er G7-

I ndus tr ies taat hänge s o s tark vom 

E xpo rt ab wie die Bundes republik, 

s agt e Thomas Gitzel, Chefvolks wirt 

der VP -Bank: »Dem Außenhan del 

kön nte mit  neuen US- Strafzöllen 

auch im Jahr 2025 der Wind har t ins  

Ges icht blasen.«

Teile der Kapitalvertreter verglei

chen di e L age mit  den Jahr en 200 2 

und 2003, als die deut sch e Wirt-

s chaft ebenfalls  zwei Jahre in Fol -

ge s chr umpf te. Deutschland galt als  

»kranker Mann E uropas «. Die da-

malige Antwort der Regierung unter 

Kanzler Gerhard Schröder ( SPD) 

bes tand in der Agenda 201 0, mit 

der erhebliche Teile des  Sozialst aats 

abgebaut  wurden und  der Ar bei ts-

mar kt  weitgehend entf es selt wurde. 

Heute fordern die Kapitalverbände 

Bür okr atieabbau, Steuer entlas tun-

gen, ni edr igere Energiekos ten und 

größere S chnelligkeit  bei Infr as truk-

turprojekten. 

(d pa/ jW )
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